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I. Öffentlicher Teil 

5. Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen: Aufnahme von zusätzlichen Geflüch-
teten 

RM Eckert betont, dass es darum gehe, ein Signal zu senden. Auch das Land NRW und 
174 Kommunen hätten inzwischen die Bereitschaft signalisiert, Flüchtlinge aufzuneh-
men.  

FV Schleifenbaum wertet den Tagesordnungspunkt als zugleich schwierig und wichtig. 
Die Ereignisse in Moria bezeichnet er als „Katastrophe mit Ansage“. Jetzt alles auf EU-
Ebene zu verweisen, sei zwar sachlich richtig, aber wenig zielführend. Auch wenn die 
sachliche Zuständigkeit beim Bund liege und ein etwaiger Ratsbeschluss keine direkte 
rechtliche Wirkung habe, so halte er doch das Signal, dass Kreuztal bereit ist, mehr zu 
tun, für wichtig. Er hoffe, dass viele hunderte Kommunen dasselbe tun und so ein Um-
denken in Berlin und in Europa im Hinblick auf eine menschenwürdige Flüchtlingspolitik 
erwirken könnten.  

FV Gebauer betont die menschliche und moralische Verpflichtung, Notleidende aufzu-
nehmen. Auch er möchte das Signal setzen, einen Teil der Flüchtlinge in Kreuztal unter-
zubringen.  

FV Frisch begrüßt das Anliegen grundsätzlich, stellt aber die Sinnhaftigkeit der vielen 
einzelnen Beschlusspunkte in Frage.  

BM Kiß hält Punkt 4 für entbehrlich, da er sich aus 1, 2 und 3 ergebe. Punkt 5 wäre letzt-
lich eine Petition, die genauso weitergegeben werden könnte. Über die verschiedenen 
Punkte im Beschlussvorschlag könne im Paket abgestimmt werden.  

RM Schreiber hält den ausführlichen Beschluss nicht für notwendig. Die hervorragend 
arbeitende Verwaltung habe gezeigt, dass sie sich um Flüchtlinge kümmere. Er schlägt 
vor, anstelle des Beschlussvorschlages einen Appell an das Innenministerium zu richten.  

RM Krause führt aus, dass die große Politik nicht auf kommunaler Ebene gelöst werden 
könne. Wenn man das Grundgesetz vor Augen habe, könne man jedoch nicht anders, 
als den Vorschlag zu unterstützen. Für einen Beitritt zu den genannten Initiativen könne 
er sich jedoch nicht aussprechen, da ihm zu wenige Informationen darüber vorlägen. Ei-
ne Blankovollmacht möchte er nicht erteilen. Bis auf Punkt 1 stehe er dem Ansinnen po-
sitiv gegenüber. 

RM Görnig unterstützt die Ausführungen von RM Krause.  

BM Kiß stellt fest, dass Punkt 1 ein wesentlicher Bestandteil des Beschlussvorschlages 
ist, schließlich stützten sich die Punkte 2 und 3 darauf. Diese enthielten auch Erklärun-
gen. Punkt 5 gehe aber sehr weit in Richtung Europa- und Weltpolitik. Insgesamt stellt er 
fraktionsübergreifend Sympathie für den Antrag fest.  

Beschluss: 
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Der Rat der Stadt Kreuztal beschließt: 
 
1. Die Stadt Kreuztal unterstützt wie zahlreiche andere Städte die Initiative „Seebrücke – 
Schafft sichere Häfen“, erklärt sich offiziell zum sicheren Hafen für geflüchtete Menschen 
und tritt dem Bündnis „Städte Sicherer Hafen“ bei. 
 
2. Die Stadt Kreuztal erklärt sich bereit, geflüchtete Menschen zusätzlich aufzunehmen, 
die sich in katastrophalen und inhumanen Zuständen in Auffanglagern befinden. Das be-
trifft insbesondere Frauen und unbegleitete minderjährige Kinder und Jugendliche.  
 
3. Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister des Innern, für Bau und Hei-
mat, wird aufgefordert, die Angebote der Kommunen und Länder für direkte Aufnahme 
von Geflüchteten endlich anzunehmen und entsprechende finanzielle und organisatori-
sche Unterstützung zur Verfügung zu stellen.  
 
4. Der Bürgermeister wird die Bereitschaft der Stadt Kreuztal zur Aufnahme von zusätz-
lichen Geflüchteten der Bundes- und Landesregierung mitteilen und anbieten. Der Bür-
germeister wird dabei gegenüber der Bundes- und Landesregierung klarstellen, dass 
diese Bereitschaft mit der Erwartung verbunden ist, endlich für eine transparente und ge-
rechte Verteilung aller Geflüchteter auf die Kommunen sowie deren auskömmliche fi-
nanzielle und organisatorische Unterstützung, die für kommunale Aufnahme und erfolg-
reiche Integration notwendig ist, Sorge zu tragen.  
 
5. Die Stadt Kreuztal appelliert an die Bundes- und Landesregierung, sich zusätzlich zu 
diesem dringend erforderlichen humanitären Akt der Geflüchtetenaufnahme verstärkt für 
die Bekämpfung von Fluchtursachen, für sichere Fluchtwege und für eine humane euro-
päische Flüchtlingspolitik einzusetzen sowie der Kriminalisierung von Seenotretter*innen 
entgegenzutreten.  

Beratungsergebnis: Einstimmig, 7 Enthaltung(en) 

 

 




